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„Der Einsatz für regionale Lebensmittel, eine 
starke bäuerliche Landwirtschaft, einen gelingenden 
Waldumbau und eine zukunftsfähige Heimat mit starken 
Ländlichen Räumen sind zentrale Themen, die die Ar-
beit des Ministeriums für Ländlichen Raum prägen. Die-
sen Aufgaben und den damit verbundenen Herausforde-
rungen werde ich mich mit ganzer Kraft annehmen und 
dabei auf ein gutes Zusammenspiel mit der fachlichen 
Praxis setzen. 

Mein besonderer und großer Dank gilt dem langjährigen 
Minister Peter Hauk MdL für sein herausragendes Enga-
gement. Er hat sich in besonderer Weise um die Land- 
und Forstwirtschaft, den Weinbau und den Verbraucher-
schutz verdient gemacht. Sein Einsatz für die Ländlichen 
Räume mit Blick auf eine zukunftsgerichtete Strukturpoli-
tik hat unsere Dörfer stark gemacht. 

Ich freue mich sehr auf meine neue Rolle als Ministerin 
für Ländlichen Raum, Landwirtschaft und Heimat. Ich 
selbst bin in einer ländlichen Dorfgemeinde im Schwarz-

wald aufgewachsen. Dort bin ich zu Hause, das ist meine 
Heimat und Heimat ist auch meine Motivation, Politik zu 
gestalten. Mir geben Tradition und Werte die Kraft, voran-
zugehen, Zukunft zu gestalten. Das ist mein innerer Kom-
pass", sagte die neue Ministerin für Ländlichen Raum, 
Landwirtschaft und Heimat, Marion Gentges am 15. Mai.

An der Seite der neuen Ministerin Marion Gentges MdL 
wird künftig Saatsekretärin Sarah Schweizer MdL stehen 
und damit die Nachfolge Sabine Kurtz MdL übernehmen. 
Amtschefin bleibt Frau Ministerialdirektorin Isabel Kling.

„Unser gemeinsames Ziel ist es die verlässliche Arbeit 
zum Wohl der Menschen im Ländlichen Raum weiter fort-
zusetzen und die land- und forstwirtschaftlichen Struk-
turen zukunftsfähig zu machen. Ich freue mich auf die ge-
meinsame Zeit, die Begegnung und den Austausch mit 
den Fachverbänden und der Praxis vor Ort“, sagte Mini-
sterin Marion Gentges MdL.

Die globalen Entwicklungen würden viele Fragestel-
lungen noch komplexer machen. Die großen Themen wie 
Versorgungssicherheit, Ackerbau, Tierhaltung, der Wald 
im Klimawandel, Boden- und Naturschutz müssten des-
halb gemeinsam und pragmatisch gedacht werden. Die 
Koalitionsvereinbarung sei dafür eine gute Arbeitsgrund-
lage, die der Praxis ideologiefrei Vorfahrt geben soll.

„Im guten Miteinander zwischen der Politik, den Fachver-
bänden, den Experten vor Ort sowie engagierten Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern im Ministerium werden wir 
die Zukunft des Ländlichen Raums gestalten, die erfolg-
reiche Arbeit der letzten Jahre weiterentwickeln und Be-
währtes fortsetzen“, so Ministerin Gentges.

MLR

Amtsübergabe im Ministerium Ländlicher Raum

Ministerin Marion Gentges: „Der Ländliche Raum sowie unsere Land- 
und Forstwirtschaft ist ein wichtiger Bestandteil unserer Heimat 
Baden-Württemberg, für die ich mich engagiert einsetzen werde“

Hinweis:
Zur neuen Legislaturperiode trägt das bisherige ‚Ministerium  
für Ernährung, Ländlichen Raum und Verbraucherschutz‘ 
nun den Namen ‚Ministerium für Ländlichen Raum, Landwirt-
schaft und Heimat‘.

Aktuelles / Politik
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Vorsicht beim elektronischen Versand!

Zugang rechtserheblicher Umstände 
	 per E-Mail-Anhang

Die elektronische Kommunikation ist aus dem Wirt-
schaftsleben nicht mehr wegzudenken. Die Effizienzge-
winne durch die Versendung von Anhängen via E-Mail zur 
zielgerichteten Kommunikation und zum Datenaustausch 
sind erheblich und wollen meist nicht mehr gemisst wer-
den. Dabei hat sich das PDF-Format für den Versand von 
Anhängen weitestgehend durchgesetzt, da sie system-
übergreifend ohne Technikumbrüche sowohl stationär 
am Arbeitsplatz als auch mobil mittels Handy, Tablet o. Ä. 
bekannt gemacht und verarbeitet werden können.

Auf der anderen Seite sind die Gefahren durch das un-
bedachte Öffnen von unbekannten E-Mail-Anhängen in 
der heutigen weltweiten IT-Sicherheitslage nicht zu un-
terschätzen. Gerade auch PDF-Formate werden von Ha-
ckern vermehrt als „Trojaner“ für das Einschleusen von 
Schadsoftware genutzt, wodurch erheblicher (wirtschaft-
licher) Schaden angerichtet wird.

In diesem Spannungsfeld zwischen wirtschaftlicher Nut-
zung und den sich daraus ergebenden Risiken bewegt 
sich die in diesem Beitrag dargestellte Rechtsprechung.

Im Ausgangsfall ging es um eine wettbewerbsrechtliche 
Abmahnung zwischen zwei Unternehmen. Das sich weh-
rende Unternehmen hatte einen Anwalt eingeschaltet, 
weil das abzumahnende Unternehmen sich gegenüber 
dem ersten Unternehmen wettbewerbswidrig verhal-
ten hatte. Wie in solchen Fällen üblich, setzte der man-
datierte Anwalt ein Abmahnschreiben auf und versandte 
dieses ausschließlich per E-Mail-Anhang an das abge-
mahnte Unternehmen. Letzteres reagierte nicht auf die E-
Mail, und auch nicht auf eine Erinnerungsmail zur Abgabe 
der strafbewehrten Unterlassungserklärung.

Erst nach Beantragung und gerichtlicher Zustellung einer 
einstweiligen Verfügung zur Unterlassung der festgestell-
ten Wettbewerbsverstöße erkannte das abgemahnte Un-
ternehmen die geltend gemachten Ansprüche an, sodass 
die Angelegenheit in der Hauptsache erledigt war.

In der anschließenden gerichtlichen Entscheidung zur 
Kostentragung bemängelte das abgemahnte Unterneh-
men aber die Kostenübernahmepflicht, da es keinen An-
lass für das gerichtliche Verfahren gegeben habe und die 
davor versandten E-Mails nicht zugegangen seien.

Das zuständige Oberlandesgericht Hamm stützte diese 
Argumentationskette des sich eigentlich rechtsfehlerhaft 

verhaltenden abgemahnten Unternehmens, wobei die 
Begründung deutlichen Aufschluss über die zukünftige 
Verhaltensweise im digitalen Rechtsverkehr gibt.

So argumentierte das Gericht, dass aufgrund der heu-
tigen IT-Sicherheitslage kein Empfänger von unbekannten 
E-Mails diese oder daran angehängte Dateien (mehr) öff-
nen müsse. Die Gefahr von Sicherheitsvorfällen sei viel zu 
hoch, und dies sei dem Rechtsverkehr bekannt.

Auch sei es unschädlich, wenn E-Mails aufgrund von ein-
gerichteten Routing-Einstellungen des empfangenden 
Programms automatisch im Spam-Ordner landen und 
dort dann ungelesen nach einer (relativ kurzen) Zeit von 
10 Tagen ohne vorherige Sichtung gelöscht werden.

Durch ein solches (IT-Sicherheits)verhalten gibt man kei-
nen Anlass, sich daraus ergebende (Kosten)nachteile tra-
gen zu müssen. Dies bedeutet für die Praxis, dass man 
sich als Versender von E-Mails mit (PDF-)Anhängen ge-
nau überlegen muss, welchen rechtserheblichen Effekt 
man dadurch erzielen will.

Unstrittig funktioniert der Versand zu Informationszwe-
cken auch weiterhin uneingeschränkt. Allerdings kann 
einem auch hier die IT-Sicherheit einen Strich durch die 
(Zugangs)rechnung machen, wenn die versendete E-Mail 
im Spam-Ordner des Empfängers landet. Somit gibt es 
keinen Verlass auf die Zustellung einer E-Mail, nur weil 
man keinen Zustellungsfehler im Sendeprotokoll des ei-
genen E-Mail-Programms erhält!

Der Versand von rechtserheblichen Schreiben mittels E-
Mail ist nur dann anzuraten, wenn man schon vorher im 
E-Mail-Austausch stand und so darauf vertrauen kann, 
mit der versendeten E-Mail nicht im Spam-Ordner des 
Empfängers zu landen. Aber auch, wenn die Nachricht im 
Posteingangsordner des Adressaten landet, sind Rechts-
folgen aus einem Anschreiben immer nur dann wirksam, 
wenn diese auch wirklich vom Empfänger gelesen wer-
den! Ob und wie man das beweisen kann, bleibt der wei-
teren Rechtsprechung vorbehalten...

VdAW Rechtsservice
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Energieeffizienzgesetz: 
	 Klarheit, die sich auszahlt!
	 Die geplante Reform schafft einheitliche Regeln – wer seinen 
	 Verbrauch kennt, senkt Kosten und ist bestens vorbereitet

Beim betrieblichen Energiemanagement zeichnet 
sich mehr Klarheit ab. Eine geplante Novelle des Ener-
gieeffizienzgesetzes ordnet die Schwellenwerte neu und 
schafft einheitliche, faire Regeln. Wer jetzt seinen Ver-
brauch kennt, verschafft sich einen doppelten Vorsprung: 
niedrigere Kosten und volle Vorbereitung.

Die Kernbotschaft

Künftig zählt allein der Energieverbrauch, nicht die 
Unternehmensgröße. Wer seine Zahl kennt, weiß 
genau, woran er ist – und kann gezielt sparen.

Was heute gilt

Heute führen Unternehmen ab 7,5 GWh Jahresenergie-
verbrauch ein Energie- oder Umweltmanagementsystem 
nach ISO 50001 bzw. EMAS. Solche Systeme sind mehr 
als eine Pflicht: Sie schaffen Transparenz, decken Ein-
sparpotenziale auf und senken die Energiekosten erfah-
rungsgemäß um fünf bis zehn Prozent.

Was die Reform bringt

Ein Referentenentwurf aus dem Frühjahr 2026 führt Ener-
gieeffizienz- und Energiedienstleistungsgesetz zu einem 
klaren Regelwerk zusammen und macht die Unterneh-
mensgröße zur Nebensache.

Maßgeblich wäre dann allein der Verbrauch im Dreijah-
resschnitt: Ab rund 2,77 GWh wären Energieaudit oder 
Managementsystem vorgesehen – gleiche Bedingungen 
für alle. Der Entwurf ist noch nicht verabschiedet; ein 
guter Moment, sich in Ruhe vorzubereiten...

Die Schwelle früh im Blick

Die Grenze ist oft schneller erreicht, als man denkt: Hal-
len, Maschinen, Kühlung, Heizung und Fuhrpark sum-
mieren sich. Genau darin liegt die Chance: Wer alle 
Energieträger zusammenrechnet (Strom, Heizöl, Gas, 
Fernwärme, Diesel, Benzin), erkennt früh, wo sich Maß-
nahmen am meisten lohnen.

So sichern Sie sich den Vorsprung

•	Energiekosten und -mengen eines Jahres zu einer 
Kennzahl zusammenführen (kWh / MWh / GWh).

•	Früh erkennen, ab wann die künftige Schwelle (rund 
2,77 GWh) relevant wird.

•	Einsparpotenziale heben – ein Managementsystem 
rechnet sich oft schon über die Energiekosten.

•	Die Reform entspannt verfolgen und Maßnahmen in 
Ruhe planen.

Machen Sie Ihre Zahlen zum Vorteil

Der erste Schritt sind belastbare Zahlen zum eigenen En-
ergieverbrauch und zu den Emissionen. Als Fachpartner 
für Energiemanagement und Treibhausgasbilanzierung 
begleiten wir Sie dabei – klar, konkret und unverbindlich.

Luz Werner Wissenbach

Fragen? 

Rufen Sie einfach an – unverbindlich und direkt:

Tel. 074 35 / 91 03 63 oder 01 71 / 309 46 64

Mehr unter https://wissenbach-online.de/
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KÜBLER REFLECTIQ SCHNITTSCHUTZHOSE
SICHTBAR. GUT GESCHÜTZT.

Die neue KÜBLER REFLECTIQ Schnittschutzhose
erfüllt die Vorgaben der EN 11393 Klasse 2, 
Form A und verbindet damit höchsten Schutz 
mit durchdachter Funktionalität und einem 
hohen Tragekomfort, um den Anforderungen 
professioneller Anwender gerecht zu werden. 

Entdecke unsere 
Schnittschutzkollektion 
KÜBLER FOREST auf
www.kuebler.eu.

Modernisierung von Formvorgaben 
	    im Arbeitsschutz
Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales 

(BMAS) hat anliegende Referentenentwürfe zur Moder-
nisierung der Formvorgaben im Arbeitsschutzrecht vor-
gelegt. Damit kommt die Bundesregierung ihrer Verein-
barung aus dem Koalitionsvertrag nach, entbehrliche 
Schriftformerfordernisse im Arbeitsschutz so weit als 
möglich abzuschaffen bzw. an den digitalen Wandel an-
zupassen. Arbeitgeber sollen neben der schriftlichen 
Form auch elektronische und digitale Möglichkeiten er-
halten bzw. die Textform nutzen können.

Im Einzelnen sollen insbesondere folgende Gesetze und 
Verordnungen geändert werden:

•	Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG): Schriftformerforder-
nis für die Beauftragung zuverlässiger und fachkun-
diger Personen mit Arbeitsschutzpflichten des Arbeit-
gebers soll gestrichen werden. Werden Beschäftigte 
verschiedener Arbeitgeber zeitlich oder örtlich gemein-
sam tätig, haben die Arbeitgeber insbesondere ihre 
Schutzmaßnahmen abzustimmen. Die Behörde kann 
sich das Ergebnis dieser Abstimmung auch elektro-
nisch vorlegen lassen.

•	Arbeitsstättenverordnung (ArbStättV): Klarstellung, 
dass Anträge gegenüber Behörden vollständig elektro-
nisch gestellt werden können.

•	Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge  
(ArbMedVV): Streichung der Formvorgaben, dass der 
Arzt das Ergebnis sowie die Befunde der arbeitsmedi-
zinischen Vorsorge schriftlich festzuhalten hat; elektro-
nische Aufzeichnungen sind möglich.

•	Arbeitssicherheitsgesetz (ASiG): Abbau des Schrift-
formerfordernisses bei Bestellung von Betriebsärzten 
und Fachkräften für Arbeitssicherheit (zukünftig z. B. 
Dokumentation der Bestellung und Nachweis gegen-
über Behörden per E-Mail ausreichend). NEU: Pflicht 
zur Mitteilung und Begründung bei Ablehnung eines 
Vorschlags zur Bestellung eines Betriebsarztes oder 
Fachkraft für Arbeitssicherheit.

Kurzbewertung

Es ist zu begrüßen, dass Formvorgaben im Arbeitsschutz 
modernisiert und vereinfacht werden sollen. Arbeitgeber 
erhalten damit die Chance, neben der schriftlichen Form 
auch elektronische und digitale Möglichkeiten zu nutzen. 
Eine Klarstellung fehlt jedoch hinsichtlich der Option, alle 
arbeitsschutzrechtliche Unterweisungen vollständig digi-
tal durchführen zu können.

Über den Fortgang des Gesetzgebungsverfahrens wer-
den wir Sie auf dem Laufenden halten.

Zentralverband des 
Deutschen Handwerks e.V.

Formerfordernisse Arbeitsschutz / 
Gesetze

Formerfordernisse Arbeitsschutz / 
Verordnungen

Downloads der Referentenentwürfe:

https://www.vdaw.de/wp-content/uploads/2026/06/rs5826_Anl1_RefE_Formerfordernisse_Arbeitsschutz_Gesetze.pdf
https://www.vdaw.de/wp-content/uploads/2026/06/rs5826_Anl1_RefE_Formerfordernisse_Arbeitsschutz_Gesetze.pdf
https://www.vdaw.de/wp-content/uploads/2026/06/rs5826_Anl2_RefE_Formerfordernisse_Arbeitsschutz_Verordnungen.pdf
https://www.vdaw.de/wp-content/uploads/2026/06/rs5826_Anl2_RefE_Formerfordernisse_Arbeitsschutz_Verordnungen.pdf


6

VdAW-Newsletter online  06 I 2026

Patientenverfügung: 
	 Frühzeitig und selbstbestimmt vorsorgen 

Gesundheit / Rechtliches

Was passiert, wenn man wichtige medizinische Entscheidungen plötzlich nicht 
mehr selbst treffen kann? Mit einer Patientenverfügung lässt sich frühzeitig fest-
legen, welche Behandlungen im Ernstfall gewünscht oder abgelehnt werden. 

Jeder kann durch Krankheit oder einen Unfall plötz-
lich in eine Situation geraten, in der wichtige medizinische 
Entscheidungen nicht mehr selbst getroffen werden kön-
nen. Mit einer Patientenverfügung legen Sie frühzeitig 
fest, welche ärztlichen Maßnahmen Sie in solchen Fällen 
wünschen oder ablehnen. So bleibt Ihr persönlicher Wille 
auch dann maßgeblich, wenn Sie sich selbst nicht mehr 
äußern können. Gleichzeitig schafft die Verfügung Orien-
tierung für Angehörige, Ärzte und Pflegepersonal.

Form, Inhalt und Wirksamkeit

Eine Patientenverfügung muss schriftlich erstellt und un-
terschrieben werden. Wichtig ist dabei eine möglichst 
konkrete Formulierung. Allgemeine Aussagen wie „keine 
lebenserhaltenden Maßnahmen“ reichen häufig nicht aus. 
Stattdessen sollte genau beschrieben werden, in wel-
chen Situationen bestimmte Behandlungen gewünscht 
oder ausgeschlossen werden – beispielsweise künst-
liche Ernährung, Beatmung oder Wiederbelebung. Liegt 
eine eindeutige Patientenverfügung vor, sind Ärzte sowie 
bevollmächtigte oder betreuende Personen verpflichtet, 
den darin festgelegten Willen zu beachten.

Praktische Hinweise

Vor der Erstellung empfiehlt sich eine fachkundige Bera-
tung, um missverständliche oder widersprüchliche For-
mulierungen zu vermeiden. Zudem ist es sinnvoll, die 
Verfügung regelmäßig zu überprüfen und bei Bedarf an-
zupassen.

Die Patientenverfügung sollte gut auffindbar aufbewahrt 
und Vertrauenspersonen bekannt gemacht werden. Be-
sonders sinnvoll ist die Kombination mit einer Vorsor-
gevollmacht, damit neben medizinischen Fragen auch 
rechtliche Angelegenheiten geregelt sind.

Fehlende Vorsorge kann Unsicherheiten schaffen

Liegt keine Patientenverfügung vor, müssen Angehörige, 
Bevollmächtigte oder gerichtlich bestellte Betreuer Ent-
scheidungen auf Grundlage des mutmaßlichen Willens 
treffen. Das führt in der Praxis häufig zu Unsicherheiten 
und belastenden Situationen für alle Beteiligten.

Wer frühzeitig vorsorgt, sorgt deshalb nicht nur für Klar-
heit im Ernstfall, sondern entlastet auch die eigenen An-
gehörigen.

Samir Bendt, VdAW

Weitere Informationen im Internet:

https://www.bmjv.de/DE/themen/vorsorge_betreuungsrecht/patien-
tenverfuegung/patientenverfuegung_node.html

https://www.bundesgesundheitsministerium.de/patientenverfuegung

https://www.aok.de/pk/dokumente-vollmachten-patientenrechte/
patientenverfuegung/ 

https://www.bmjv.de/DE/themen/vorsorge_betreuungsrecht/patientenverfuegung/patientenverfuegung_node.html
https://www.bmjv.de/DE/themen/vorsorge_betreuungsrecht/patientenverfuegung/patientenverfuegung_node.html
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� Verbandstag 
		     Leinfelden-Echterdingen
		     06. November 2026

„Zukunftsfähigkeit bei globalen Machtverschiebungen“

Veranstaltungsort:  Filderhalle, Bahnhofstraße 61, 70771 Leinfelden-Echterdingen

Save the

date!

Betriebsübergabe
	 Frühzeitig planen, Zukunft sichern!

Die erfolgreiche Führung eines Unternehmens ist oft auf viele Jahre 
angelegt – die eigene unternehmerische Tätigkeit hingegen nicht. Umso 
wichtiger ist es, sich frühzeitig mit der Frage der Betriebsübergabe aus-
einanderzusetzen. Dennoch wird die Frage der Nachfolge häufig aufge-
schoben, besonders wenn kein Nachfolger im direkten Umfeld bereitsteht.

Wichtige Eckpunkte für die Unternehmensnachfolge

Eine strukturierte Vorbereitung hilft, Risiken zu minimieren und den Über-
gang erfolgreich zu gestalten. Es ist wichtig, den Prozess frühzeitig und 
professionell zu gestalten. Wichtige Bausteine dabei sind:

• Unternehmenstestament
• Steuerliche Aspekte
• Notfallvorsorge
• Schrittweise Übergabe

Unterstützung nutzen

Die VdAW Beratungs- und Service GmbH begleitet Mit-
glieder vor und während der Unternehmensübergabe. 

Nutzen Sie die Möglichkeit einer individuellen, kosten-
losen Beratung. Sichern Sie die Zukunft Ihres Unterneh-
mens und vereinbaren Sie einen Beratungstermin!

Samir Bendt, VdAW
Samir Bendt, 
Tel.: 0711 / 16 779-14
Mobil:  0172 / 996 01 26
E-Mail: bendt@vdaw.de
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